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Den Bundestagsabgeordneten

Klaus Barthel

Fax:  08025/1447
Bundesnetzagentur legt Umweltinformationsgesetz willkürlich aus, um angebliche „Geschäftsinteressen“ der Mobilfunkbetreiber zu schützen, obwohl im UIG eindeutig geregelt ist, dass EMISSIONEN der Mobilfunkanlagen weitergegeben werden müssen.
Sehr geehrter Herr Barthel,

wir haben erfahren, dass Sie seit kurzem für die Aufsicht über die Bundesnetzagentur zuständig sind. Wir weisen auf einen Mißstand innerhalb dieser Behörde hin, der sich seit der Novellierung des UIG dauernd wiederholt:

Die RegTP bzw. neu: Bundesnetzagentur weigert sich, die installierten Senderleistungen von Mobilfunk-Sendeanlagen weiterzugeben, obwohl im UIG eindeutig und unmissverständlich geregelt ist, dass diese Daten auf Antrag der Öffentlichkeit zugänglich zu machen sind. 

Diese Bundesbehörde missachtet damit Bundesgesetze und legt diese auch willkürlich aus, siehe beiliegender Schriftverkehr. Dies führt zu vermehrter Politikverdrossenheit und treibt die Menschen in die Arme von Organisationen, die der Demokratie fernstehen. Kann sich die Bundesrepublik Deutschland dieses Verhalten ihrer Bundesbehörde leisten?

Die betroffenen Bürger haben ein gesetzlich durch das UIG geregeltes Recht, zu wissen, von wo und mit welcher maximalen Leistung (Emission) sie bestrahlt werden.

Wir fordern deshalb eine sofortige Klärung und ein gesetzestreues Handeln der Bundesnetzagentur. Bitte helfen Sie, Herr Barthel, mit, das Vertrauen der Bürger in eine gesetzestreue Verwaltung zu erhalten.
Mit freundlichen Grüßen

i.A.

Anhang: 
Widerspruch zum ablehnenden Bescheid der BNA, Außenstelle Landshut

